
Herr Bundesrat
Albert Rösti
Eidgenössisches  Departement  für  Umwelt,  Verkehr, 
Energie und Kommunikation UVEK

Email: tp-secretariat@bakom.admin.ch

Bern, 17. September 2026

Vernehmlassung zur Teilrevision des Fernmeldegesetzes (FMG) im Bereich Sicherheit

Sehr geehrter Herr Bundesrat,
sehr geehrte Damen und Herren 

1. Ausgangslage

Mit der Teilrevision des Fernmeldegesetzes (FMG) sollen die Sicherheit der Fernmeldeinfrastrukturen und 
der  Schutz  der  Bevölkerung vor  Cyberbedrohungen gestärkt  werden.  Vorgesehen sind unter  anderem 
Massnahmen  zur  Erhöhung  der  Resilienz  kritischer  Infrastrukturen,  zur  Verbesserung  der 
Notkommunikation  sowie  zum  Schutz  vor  missbräuchlich  verwendeten  Telefonnummern  und  Domain-
Namen.

Ein  Aspekt  der  Revision  betrifft  den Kinder-  und Jugendschutz.  Anbieterinnen von Internetzugängen  – 
beispielsweise Swisscom, Sunrise, Salt oder andere Internetzugangsanbieter –  sollen verpflichtet werden, 
ihre  Kundinnen  und  Kunden  über  technische  Möglichkeiten  zum  Schutz  Minderjähriger  vor 
pornografischen Inhalten zu beraten und ihnen entsprechende Schutzmittel zur Verfügung zu stellen (Art.  
46a  Abs.  1  VE-FMG).  Damit  wird  die  Motion  Gugger  (20.3374)  «Unter  16-Jährige  wirksam  vor 
pornografischen Inhalten auf dem Internet schützen. #banporn4kids#» umgesetzt. Der erläuternde Bericht 
hält  ausdrücklich  fest,  dass  die  angebotenen  Mittel  nach  dem  Stand  des  technisch  Möglichen  einen 
wirksamen Jugendschutz gewährleisten sollen.



Im Parlament war das Ziel eines besseren Schutzes von Kindern und Jugendlichen vor pornografischen 
Inhalten unbestritten.  Umstritten war hingegen dessen konkrete Umsetzung.  Die ursprüngliche Motion 
verlangte, dass Anbieterinnen von Internetzugängen den Zugang zu pornografischen Angeboten sperren, 
wenn deren Betreiber keine hinreichenden technischen Vorkehrungen zum Schutz von Personen unter 16 
Jahren treffen. Diese Netzsperren wurden im parlamentarischen Verfahren jedoch fallengelassen. An die  
Stelle  der  Netzsperren  trat  eine  weniger  weitgehende  Lösung,  welche  die  Fernmeldedienstanbieter 
verpflichtet,  Eltern  über  technische  Schutzmöglichkeiten  zu  beraten  und  ihnen  entsprechende 
Jugendschutzmittel zur Verfügung zu stellen.

Aus  Kapazitätsgründen  beschränkt  sich  die  vorliegende  Stellungnahme  der  EVP  auf  den  Kinder-  und 
Jugendschutz. Die übrigen vorgeschlagenen Änderungen des Fernmeldegesetzes stehen nicht im Fokus 
dieser Vernehmlassungsantwort.

2. Grundwerte der EVP

Der  Schutz  von  Kindern  und  Jugendlichen  gehört  zu  den  zentralen  Anliegen  der  EVP.  Kinder  haben 
Anspruch auf eine gesunde Entwicklung und sollen vor Inhalten geschützt werden, welche ihre psychische,  
emotionale oder sexuelle Entwicklung beeinträchtigen können. Die Digitalisierung darf nicht dazu führen,  
dass Minderjährige weitgehend ungeschützt Zugang zu entwicklungsgefährdenden Inhalten erhalten.

Die EVP versteht den Kinder- und Jugendschutz als gemeinsame Verantwortung von Eltern, Wirtschaft und 
Staat.  Eltern  tragen  die  Hauptverantwortung  für  die  Erziehung  ihrer  Kinder.  Gleichzeitig  sind  Anbieter 
digitaler  Dienstleistungen  und  der  Gesetzgeber  gefordert,  wirksame  und  verhältnismässige 
Rahmenbedingungen  zu  schaffen,  welche  Eltern  bei  dieser  Aufgabe  unterstützen.  Dabei  soll  die 
Verantwortung jeweils dort wahrgenommen werden, wo wirksame Schutzmassnahmen tatsächlich möglich 
sind.

Auch  Internetanbieter  tragen  eine  besondere  Verantwortung.  Als  Anbieter  des  Zugangs  zum  Internet 
stehen sie beim Abschluss und während der Nutzung eines Internetabonnements in direkter Beziehung zu 
ihren Kundinnen und Kunden und verfügen damit über eine wichtige Schnittstelle zu Familien. Sie können 
über  Risiken  der  Internetnutzung  und  bestehende  Schutzmöglichkeiten  informieren,  Eltern  bei  der 
Einrichtung  geeigneter  Schutzmassnahmen  unterstützen  und  wirksame  technische 
Jugendschutzinstrumente zur Verfügung stellen. Darüber hinaus kommt ihnen eine wichtige Rolle bei der 
Bekämpfung strafbarer pornografischer Inhalte zu:  Auf  Hinweis  von fedpol  müssen sie  den Zugang zu 
entsprechenden Inhalten unterdrücken und Verdachtsfälle, auf die sie im Rahmen ihrer Tätigkeit oder durch 
Hinweise Dritter aufmerksam werden, fedpol melden. Diese Verantwortung entbindet jedoch weder die 
Anbieter problematischer Inhalte noch andere digitale Dienste von ihrer eigenen Verantwortung für den 
Kinder- und Jugendschutz.

3. Stellungnahme
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Die  EVP  begrüsst  die  Umsetzung  der  Motion  Gugger  (20.3374)  und  unterstützt  die  vorgeschlagene 
Stärkung von Art.  46a FMG durch den neuen Absatz 1.  Der Schutz von Kindern und Jugendlichen vor 
pornografischen Inhalten im Internet ist seit Jahren ein wichtiges Anliegen der EVP. Mit dem Vorstoss ihres 
Nationalrats Nik Gugger sollte der Zugang Minderjähriger zu solchen Inhalten wirksam erschwert werden.

Die  EVP  bedauert  allerdings,  dass  die  ursprüngliche  Zielsetzung  der  Motion  im  parlamentarischen 
Verfahren  abgeschwächt  wurde. Während  der  ursprüngliche  Vorstoss  einen  wirksamen  Schutz 
Minderjähriger durch technische Zugangsbeschränkungen anstrebte,  konzentriert  sich der überwiesene 
Auftrag  auf  Informations-,  Beratungs-  und  Angebotspflichten  der  Fernmeldedienstanbieter  gegenüber 
Erziehungsberechtigten. 

Die Vorlage setzt diesen parlamentarischen Auftrag grundsätzlich angemessen um.

3.1 Jugendschutzmittel (Art. 46a Abs. 1 VE-FMG)

Die EVP begrüsst die mit Art. 46a Abs. 1 VE-FMG vorgesehene Stärkung des Kinder- und Jugendschutzes.  
Fernmeldedienstanbieter  sollen  Erziehungsberechtigte  künftig  nicht  nur  individuell  über  technische 
Schutzmöglichkeiten  beraten  sondern  ihnen  auch  geeignete  Mittel  (ZB  Tools,  Filters  und  Apps)  zur 
Verfügung stellen, mit denen der Zugang Minderjähriger zu pornografischen Inhalten eingeschränkt werden 
kann. Diese Instrumente sollen einfach zugänglich, benutzerfreundlich und nach dem Stand der Technik  
möglichst wirksam ausgestaltet sein.

Diese Massnahmen setzen jedoch auf der Seite des Internetzugangs beziehungsweise der Nutzerinnen 
und Nutzer an und können keinen umfassenden Schutz gewährleisten. Technische Einstellungen können 
von der  zu schützenden Zielgruppe erfahrungsgemäss deaktiviert  oder  umgangen werden und setzen 
voraus, dass Eltern sie anweisungsgemäss einsetzen.

Die  EVP erachtet  deshalb eine wirksame Altersverifikation direkt  bei  den Anbieterinnen und Anbietern 
pornografischer  Inhalte  als  wichtige  Ergänzung.  Die  mit  Art.  46a  Abs.  1  VE-FMG  geschaffenen 
Schutzinstrumente sollten diesbezüglich ergänzt werden. Die Verantwortung soll damit auch dort ansetzen, 
wo pornografische Inhalte angeboten und zugänglich gemacht werden, beispielsweise auf entsprechenden 
Websites oder Streaming-Angeboten. Altersverifikationssysteme müssen dabei wirksam, verhältnismässig 
und datensparsam ausgestaltet werden. 

3.2 Beratungs- und Meldemöglichkeiten bei digitaler Gewalt (Art. 46a Abs. 3 VE-FMG)

Über den Schutz vor pornografischen Inhalten hinaus erachtet die EVP niederschwellige Beratungs- und 
Meldemöglichkeiten bei digitaler Gewalt als wichtigen Bestandteil des Kinder- und Jugendschutzes. Dies gilt 
insbesondere für Hinweise auf Darstellungen sexualisierter Gewalt  an Kindern. Betroffene, Eltern sowie 
Personen, die auf entsprechende Inhalte stossen, sollen rasch erkennen können, an welche Stelle sie sich 
wenden können.
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Die EVP regt deshalb an zu prüfen, wie bestehende spezialisierte Beratungs- und Meldestellen stärker in  
das Schutzsystem einbezogen und die entsprechenden Meldemöglichkeiten bei den Anbieterinnen und 
Anbietern leicht auffindbar gemacht werden können.

Die in Abs. 3 vorgesehene Möglichkeit zur Unterstützung von durch Dritten betriebenen Meldestellen muss 
auf Verordnungsstufe konkretisiert werden. Diese Beratungs- und Meldestellen erfüllen eine Aufgabe von 
erheblichem öffentlichem Interesse und sollen ihre Tätigkeit auf einer verlässlichen finanziellen Grundlage 
wahrnehmen können. Die EVP regt an dabei zu prüfen, in welcher Form neben der öffentlichen Hand auch 
jene  Branchen  angemessen  an  der  Finanzierung  beteiligt  werden  können,  deren  Dienstleistungen 
potenziell für die Verbreitung oder Zugänglichmachung entsprechender Inhalte genutzt werden.  Dabei ist 
auf eine sachgerechte und verhältnismässige Verteilung der Verantwortung zu achten.

3.3 Rasche Sperrung von Darstellungen sexualisierter Gewalt an Kindern (Art. 46a, Abs. 4 VE-FMG)

Die EVP begrüsst, dass die bestehende Verpflichtung der Fernmeldedienstanbieter zur Unterdrückung der 
von  fedpol  gemeldeten  Inhalte  sowie  zur  Meldung  entsprechender  Verdachtsfälle  unverändert 
weitergeführt wird. Bei Darstellungen sexualisierter Gewalt an Kindern ist ein möglichst rasches Vorgehen 
von zentraler Bedeutung.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und stehen für Rückfragen gerne zur 
Verfügung.

Lilian Studer Alex Würzer
Präsidentin EVP Schweiz Generalsekretär EVP Schweiz
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